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Der Konvent über die Zukunft der EU und die Vorbereitung auf die anschließende
Regierungskonferenz prägten die Arbeit des Europäischen Parlaments im Zeitraum
2002/2003.' Zu Einzelfragen des Konventsmandats verabschiedete das Parlament
Initiativentschließungen2 zur Unionsbürgerschaft,3 zu den Auswirkungen der Charta
der Grundrechte der Europäischen Union und ihrer künftigen Stellung,4 zum Zu-
gang des Parlaments zu den Dokumenten der GASP5 und zur Rechtsaktetypologie
und Normenhierarchie in der Europäischen Union6. Abgesehen von den Konvents-
arbeiten zum Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts sowie zur Reform
der GASP und ES VP konnte die Parlamentsdelegation somit auf ein kohärentes Set
an KonstitutionalisierungsVorstellungen verweisen. Der strategische Mehrwert die-
ser Entschließungen ist nicht zu unterschätzen. Denn im Unterschied zu den ande-
ren Konventskomponenten (Präsidium, Vertreter der Staats- und Regierungschefs,
Vertreter der nationalen Parlamente) spiegelten die Stellungnahmen des Europä-
ischen Parlaments (EP) bereits die partei- und nationalstaatenübergreifende Positi-
onierung einer aktiven Konventsgruppe wider, die aufgrund ihrer hohen Sitzungs-
frequenz in der Lage war, breite und erfolgreiche Mehrheiten schnell zu bilden und
damit ein effektives Gegengewicht zum Präsidium des Konvents aufzubauen.

Mitwirkung an der Gesetzgebungsplanung

Der Konvent hat das Parlament indes nicht dazu verleitet, seine anderen Funk-
tionen, insbesondere im Bereich der Gesetzgebung, zu vernachlässigen. Gewisser-
maßen als Verbindungsglied zwischen der parlamentarischen Politikgestaltungs-
und seiner Systemgestaltungsfunktion konnten die Abgeordneten anhand der Bera-
tung über das jährliche Gesetzgebungsprogramm der Kommission deutlich
machen, wie sie die legislativplanerischen Initiativen des Europäischen Rates be-
werten. Den Ausschlag hierfür gab dessen Sitzung in Sevilla im Juni 2002, auf der
die Koordinierungsfunktion des Rates Allgemeine Angelegenheiten im Hinblick
auf eine längerfristige Strategieplanung der EU gestärkt sowie die Verzahnung der
Ratspräsidentschaften und die Planung und Vorhersehbarkeit der Ratsagenden7 in
Angriff genommen wurde. Im Dezember 2003 wird ein erstes dreijähriges Strate-
gieprogramm des Europäischen Rates verabschiedet. Auf dessen Grundlage erstel-
len die beiden Präsidentschaften eines Jahres operative Jahresprogramme für die
Tätigkeit des Rates; die Vorsitze Griechenlands und Italiens hatten ein solches
Programm erstmals im Dezember 2002 vorgelegt.8 Diese Ratsprogramme stellen
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einen bedeutenden Eingriff in das Initiativrecht der Europäischen Kommission und
in die sich hieraus erschließenden Legislativbeziehungen zwischen Kommission
und Parlament dar. Denn bisher fungiert nur die Kommission als gesetzgeberisches
Planungsorgan; erstens im Rahmen der Investitur zu Beginn ihres Fünfjahres-
mandats mit der Vorlage eines Arbeitsprogramms und zweitens im Jahresrhythmus
mit der Erstellung regelmäßig aktualisierter Gesetzgebungsprogramme, die Gegen-
stand der Beratungen im Europäischen Parlament und der weiteren Legislativarbeit
von EP, Rat und Kommission sind.

Die Vorlage und Diskussion des Legislativ- und Arbeitsprogramms für 2003 bot
somit auch den Anlass, um auf die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von
Sevilla zu reagieren. Das Parlament kritisierte in diesem Zusammenhang, dass die
Kommission ihr Arbeitsprogramm in einer Art, vorauseilender Fügsamkeit' gegen-
über den Staats- und Regierungschefs „lediglich als Beitrag zum operativen Jahres-
programm des Rates beschrieben hat, obwohl es von wesentlicher Bedeutung ist,
dass das Arbeitsprogramm im völligen Einklang mit der Befugnis der Kommission,
Rechtsakte vorzuschlagen, ausgearbeitet und vorgelegt wird".9 Andererseits
begrüßten die Abgeordneten die Idee der Kommission, ihren Gesetzgebungs-
vorschlägen Folgenabschätzungen beizufügen. Dieser neue Mechanismus bewertet
die Legislativ vorschlage nach deren wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen
Auswirkungen und erfüllt damit Prüfungsaufträge des Europäischen Parlaments,
die über die engen Grenzen des im Konvent vereinbarten Subsidiaritätsprotokolls
hinausgehen.

Das Parlament als Mitgesetzgeber

Im zurückliegenden Jahr verabschiedete das Europäische Parlament 136 Entschlie-
ßungen im Konsultations verfahren, 166 im Mitentscheidungs verfahren10 und vier
im Zustimmungsverfahren. Im nichtlegislativen Bereich legte das Parlament 135
Entschließungen und 31 haushaltspolitische Beschlüsse vor." Im Ergebnis hat das
Parlament damit an 66 Rechtsakten unmittelbar über den Weg des Mitentschei-
dungsverfahren gewirkt; bei weiteren 206 von insgesamt 314 Rechtsakten des
Rates war es dagegen über ein Verfahren unterhalb der Schwelle der Mitentschei-
dung beteiligt. Mit 21,01% blieb die Quote der über das Mitentscheidungsverfahren
vermittelten, direkten Gesetzgebungskompetenz des Parlaments auf dem bereits in
den letzten beiden Jahren erreichten Niveau. Darüber hinaus richtete das Parlament
insgesamt 4946 Anfragen an die Kommission und den Rat, davon jeweils 3517
bzw. 411 schriftliche Anfragen, 65 bzw. 44 mündliche Anfragen mit Aussprache,
und je 576 bzw. 333 Fragen in der Fragestunde.

Abgeschlossen wurden bis Ende Juli 2003 insgesamt 499 Gesetzgebungs-
verfahren im Mitentscheidungs verfahren. Die seit dem Amsterdamer Vertrag gel-
tende Option der endgültigen Verabschiedung eines Rechtsaktes nach der ersten
Parlamentslesung wurde weiter intensiv genutzt, wobei sich der prozentuale Anteil
auf dem Niveau des Vorjahres einpendelte. Im Vergleich der ,Erfolgsraten' zwi-
schen EP und Rat stieg die Quote der Rechtsakte, die relativ nah am Entwurf des
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Gemeinsamem Standpunkts des Rates liegen, auf über 27 Prozent. Relativ stabil ist
dagegen der Anteil derjenigen Akte geblieben, die dem gemeinsamem Entwurf aus
dem Vermittlungsausschuss entsprechen (26,05 Prozent). Von den 192 offenen
Verfahren standen im Juli 2003 jeweils etwas mehr als ein Drittel vor der ersten
Parlaments- und der ersten Ratslesung.

Tabelle 1: Stand der Mitentscheidungsverfahren am 30. Juli 2003

499 Abgeschlossene
Verfahren

Absolut

69

136

95

130

63
6

In Prozent

13,83

27,25

19,04

26,05

12,63
1,20

Vor 1. EP-Lesung
Nach 1. EP-Lesung

Vor Gemeinsamem Standpunkt des Rates
Nach Gemeinsamem Standpunkt des Rates

Vor 2. EP-Lesung
Nach 2. EP-Lesung

Vor 2. Ratslesung
Nach 2. Ratslesung

Vor Vermittlung
Nach Vermittlung

Vor Publikation
Zurückgezogen
Gescheitert

192 Offene Verfahren

Absolut
70

75

13

20

0

14

In Prozent
36,46

39,06

6,77

10,42

7,29

Die durchschnittliche Verfahrensdauer konnte von 582 (Vorschläge im Jahre 1999)
auf nunmehr 314 (Vorschläge im Jahre 2002 und 2003) Tage gesenkt werden. In der
Verteilung der Federführungen zwischen den zuständigen Parlamentsausschüssen
wurde der sich seit 2000 abzeichnende Trend weiter verfolgt. Abgesehen vom
Umwelt- (32%), Wirtschafts- (16%) und Rechtsausschuss (15%) waren auch der
Verkehrs- (11%), der Forschungs- (9%) sowie der Bildungs- und Kulturausschuss
(6%) häufig federführend an den Mitentscheidungsverfahren beteiligt.

Auch bei der Verteilung der für die Verfahren zuständigen Berichterstatter des
EP bestätigt sich der bereits seit Mitte der 1990er Jahre zu beobachtende Trend
zugunsten der EVP-ED- und der ELDR-Fraktion, auf die zusammen 104 und damit
46,2% der seit den Wahlen im Juni 1999 in Gang gesetzten Verfahren entfielen. Der
Anteil der SPE-Fraktion fiel von 35% im Zeitraum 1994-1999 weiter auf 24%
(Vorjahr 27%) zurück. Auch der relative Anteil an Berichterstatterfunktionen für die
Fraktion der Grünen ging auf 11% zurück. Insbesondere der Anteil der SPE am
Mitentscheidungsverfahren liegt deutlich unter ihrer realen Fraktionsstärke (29%).
Der Rückgang wird dabei nicht über andere Legislativbereiche kompensiert, da die
Zahl der zustimmungsbedürften Entschließungen auf gerade einmal vier Verfahren
geschrumpft ist. Der Berichterstatteranteil der EVP-ED entspricht ihrer realen
Fraktionsstärke von 36%. Die Anteile der ELDR und der Grünen fallen dagegen im
Verhältnis zu ihrer Gruppenstärke (jeweils 8%) überproportional hoch; der Anteil
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der Berichterstatter aus der konföderalen Fraktion der Vereinigten Europäischen
Linken, die im Juli 2003 über 7,9% der Sitze verfügte, mit 3,5% überproportional
gering aus. Die schwachen' Anteile bei SPE und KVEL sind vor allem damit zu
erklären, dass beide Fraktionen größere Schwierigkeiten damit haben, auf den
durch die Verträge von Amsterdam und Nizza erweiterten Anwendungsbereich des
MitentscheidungsVerfahrens mit einer entsprechenden parteipolitischen , Personal-
decke' zu reagieren.

Abbildung 1: Zahl der federführenden Berichterstatter im
Mitentscheidungsverfahren nach Fraktionen

\
EVP-ED SPE

Inhaltlich konzentrieren sich die Abgeordneten beider Fraktionen weiterhin auf die
Gebiete der Wirtschafts-, Sozial-, Beschäftigungs- und Gesellschaftspolitik. In die-
sen Bereichen werden zwar die neuen Handlungsmethoden der ,offenen Koor-
dinierung' extensiv getestet; allerdings bleibt in diesen Verfahren, die vor allem den
Europäischen Rat als zentralen Akteur befördern, das Parlament ein wenig beach-
tetes Leichtgewicht. Gesetzgeberisch können die Fraktionen der SPE und KVEL in
diesen Bereichen keine Profile schärfen, da nur selten auf typische Handlungs-
formen der EU-Gesetzgebung zurückgegriffen wird.
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Neuer Anlauf und Sprung zum Statut der Europäischen Parteien

Am 19. Februar 2003 legte die Kommission einen neuen Vorschlag für ein Statut
der Europäischen Parteien vor, der entsprechend den Regeln des Vertrags von Nizza
im Wege der Mitentscheidung des Europäischen Parlaments und des Rates behan-
delt wurde.12 Da der Rat seit Nizza mit qualifizierter Mehrheit entscheiden konnte,
waren die Chancen für eine Realisierung des Vorschlags weitaus größer als im vor-
angegangen Verfahren. Umstritten war im Rat vor allem, aus wie vielen Ländern
die Parteien kommen müssten, um in ihrer Summe als Europäische Partei anerkannt
zu werden. Die Kommission und das Europäische Parlament setzten sich in diesem
Zusammenhang dafür ein, dass die Parteien in mindestens einem Drittel der natio-
nalen Parlamente aller EU-Staaten vertreten sein müssten. Dänemark, Italien und
Österreich wollten diese Schwelle auf zwei Staaten reduzieren. Der erste Entwurf
eines Statuts der Europäischen Parteien scheiterte 2001 am Veto Österreichs und
Italiens, die eine Schlechterstellung der in ihren Ländern an der Regierung betei-
ligten rechtsextremen Parteien befürchteten. Beide waren jetzt allerdings nicht län-
ger zur Bildung einer beschlusshemmenden Sperrminorität im Rat in der Lage. Der
neue Vorschlag der Kommission stieß auch auf Kritik des Berichterstatters im
Europäischen Parlament, Jo Leinen, weil „kein wirkliches europäisches Statut für
europäische politische Parteien vorgeschlagen" wird, sondern „nur eine Prozedur
für die Registrierung vorgesehen und Bedingungen für die Finanzierung aus dem
Haushalt der Europäischen Gemeinschaften festgelegt" werden. Im Berichtsent-
wurf für die erste Parlamentslesung schlug Leinen daher vor, analog zu den Ände-
rungsanträgen zum ersten Kommissionsvorschlag auf die Einführung einer Rechts-
und Geschäftsfähigkeit zu bestehen.13 Problematisch war auch - gerade angesichts
der bevorstehenden Erweiterung der EU mit zahlreichen neuen Parteien - der
Vorschlag, dass die Prüfung hinsichtlich der Frage, ob europäische politische Par-
teien die grundlegenden Werte der Europäischen Union beachten, durch das Euro-
päische Parlament erfolgen soll. Hierdurch wäre den bereits ,eingeübten' Parteien
innerhalb des Europäischen Parlaments die Möglichkeit eingeräumt worden, even-
tuell neu etablierten Europäischen Parteien das Leben schwer zu machen. Um ein
ausreichendes Maß an innerparlamentarischer Chancengleichheit zu ermöglichen,
sollte die inhaltliche Qualitätsprüfung' der Parteien daher nicht durch, sondern nur
auf Vorschlag des Parlaments erfolgen. Nachdem der Rat am 16. Juni 2003 eine
politische Einigung zum Statut erzielen konnte, verabschiedete das Parlament am
20. Juni 2003 seinen Kompromissentwurf. Demnach wird die Schwelle für die
Repräsentativität einer Europäischen Partei von einem Drittel auf ein Viertel der
Mitgliedstaaten gesenkt und bietet damit auch kleineren Parteien die Möglichkeit,
am System der Parteienfinanzierung teilzunehmen. Gleichzeitig wird der Zersplit-
terung der Parteienlandschaft ein Riegel vorgeschoben. Die Parteispenden werden
auf jährlich 12.000 Euro pro Spender begrenzt. Der Wermutstropfen ist aus Sicht
des Parlaments die fehlende europäische Rechtspersönlichkeit der Parteien, auf die
sich der Rat nicht einigen konnte. Hinsichtlich der Qualitätsprüfung' einigte sich
das Parlament auf folgendes Verfahren: Das Parlament prüft auf Antrag eines Vier-
tels seiner Mitglieder, die mindestens drei Fraktionen im Europäischen Parlament
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vertreten, nach, ob die genannte Voraussetzung bei einer politischen Partei auf euro-
päischer Ebene nach wie vor erfüllt ist. Der Beschluss hierzu bedarf der Mehrheit,
also 314 seiner Mitglieder. Zuvor werden die Vertreter der betreffenden politischen
Partei auf europäischer Ebene angehört. Ein neu einzurichtender Ausschuss aus
Europaabgeordneten und unabhängigen Persönlichkeiten soll schließlich eine Stel-
lungnahme im Anschluss an die Anhörung abgeben. Der Ausschuss besteht aus drei
unabhängigen, nicht dem betreffenden Organ angehörenden Mitgliedern, von
denen jeweils ein Mitglied vom Europäischen Parlament, dem Rat und der Kom-
mission benannt wird. Die Sekretariatsgeschäfte und die Finanzierung des Aus-
schusses übernimmt das Europäische Parlament. Stellt das Europäische Parlament
fest, dass eine der Voraussetzungen für die Qualifizierung als Europäische Partei
nicht länger erfüllt ist, wird die betreffende politische Partei von der Finanzierung
im Rahmen des Statuts ausgeschlossen.

Das Parlament im Konvent: Mehr Macht und Verantwortung ...ab 2006

Mit der Konventsverfassung werden die gesetzgeberischen Rechte des Europä-
ischen Parlaments teilweise dramatisch ausgebaut. Der Verfassungsentwurf dehnt
den Anwendungsbereich für Mitentscheidungsrechte des Europäischen Parlaments
von gegenwärtig 45 auf 83 fallspezifische Handlungsermächtigungen aus. Hierzu
gehören fast alle Einzelbestimmungen in der Justiz- und Innenpolitik, die Rahmen-
beschlüsse zur Landwirtschafts- und Fischereipolitik, Teilaspekte der wirtschafts-
politischen Koordinierung sowie die neuen Politikfelder des Zivilschutzes und der
Verwaltungszusammenarbeit. Stellt man die vereinbarten Ausweitungen und Redu-
zierungen der in Frage kommenden Parlamentsrechte in den Kontext der vergangen
Reform Verhandlungen, dann zeigt sich, dass der Konvent den seit Maastricht ein-
geschlagenen Pfad der sukzessiven Machterweiterung des Parlaments als Gesetz-
gebungsorgan weitestgehend bestätigt hat. Die Zahl der 90 ,Nichtbeteiligungen'
des Parlaments - Entscheidungen des Rates, die ohne Beteiligung des EP beschlos-
sen werden - ist zwar weiterhin relativ hoch; der Konvent hat aber gerade in die-
sem Segment eine signifikante Trendwende eingeleitet. Ausschlaggebend für die
beträchtliche Ausweitung der Anwendungsfelder des Mitentscheidungsverfahrens
war letztlich die Reduzierung derjenigen Fälle, in denen das Parlament gegenwär-
tig ,nur' im Rahmen des Konsultationsverfahrens beteiligt ist.

Das Parlament erhält künftig die Befugnis, den Präsidenten der Europäischen
Kommission zu wählen. Zwar ,nur' auf Vorschlag des Europäischen Rates, aber
„unter Berücksichtigung der Wahlen zum Europäischen Parlament". Damit dürfte
in Zukunft diejenige Europäische Partei den Kommissionspräsidenten stellen, die
aus den Europawahlen als stärkste Fraktion hervorgeht. Der Streit darüber, ob der
Europäische Rat ein Vorschlagsrecht für den Kandidaten des Amtes des Kommis-
sionspräsidenten haben oder ob das Parlament direkt im Anschluss an die Europa-
wahl den Präsidenten ernennen sollte, wirkte bis zuletzt zunehmend künstlich:
Denn in beiden Fällen müssten sich die Europäischen Parteien - hinter diesen ste-
hen eben auch die Regierungschefs und regierungsfähige Repräsentanten aus den
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Oppositionsfraktionen der Mitgliedstaaten - auf ihre Spitzenkandidaten einigen,
die sie dann im weiteren Verlauf der Wahl des Parlaments und der Ernennung der
Kommission ins Rennen schicken würden. Theoretisch könnte der Europäische Rat
natürlich auch das Wahlergebnis zum Europäischen Parlament ignorieren und einen
Kandidaten aus den Reihen der ,Verlierer' der EP-Wahlen designieren. In diesem
Fall läge es dann aber beim Parlament, hierüber zu entscheiden. Unterstellt man
nun, dass selbst EU-kritischen Staaten nicht an einer Selbstblockade der Union
gelegen ist, löst sich der Konflikt um das Benennungsrecht rasch auf. Denn ohne
eine funktionsfähige Kommission würde die EU noch nicht einmal ihrer Grund-
eigenschaft als Freihandelszone gerecht werden können. Entscheidender ist daher,
wie die nationalen Parteien im Verbund ihrer Europäischen Parteifamilien mit dem
Problem umgehen werden. Denn dort finden sich die natürlichen Anknüpfungs-
punkte zwischen den Staats- und Regierungschefs einerseits und den Fraktionen im
Europäischen Parlament andererseits. Die damit angesprochene Zusammenarbeit
zwischen den nationalen Parteien Europas ist aufgrund ihrer Abhängigkeit von poli-
tischen Konjunkturen in den Mitgliedstaaten kaum auf dem Weg über eine Ver-
fassung, sondern nur über den Weg der politischen ,Implementierung' der neuen
Verfassung zu regeln.

Das Europäische Parlament erhält schließlich die volle Mitentscheidungskompe-
tenz im Bereich des EU-Haushalts, da die gegenwärtige Unterscheidung zwischen
obligatorischen und nichtobligatorischen Ausgaben im Haushaltsverfahren aufge-
hoben wurde. Ein umfassenderes Initiativrecht des Parlaments wurde von den
Europaabgeordneten selbst nicht gefordert. Allerdings kann das Parlament nach wie
vor die Kommission zur Vorlage von Vorschlägen auffordern. Neu verankert wurde
in diesem Zusammenhang die Verpflichtung der Kommission, dazu eine Entschei-
dung zu treffen und bei Ablehnung dem Parlament die Gründe mitzuteilen. Ange-
sichts der durch das neue Benennungsverfahren verstärkten Abhängigkeit der
Kommission vom Parlament dürfte die Ablehnung wohl eher die Ausnahme sein.

Innerhalb des Konvents konnten die 32 Vertreter des Europäischen Parlaments
die Funktion des kollektiven Ideen- und Stichwortgebers entwickeln, dessen als
Plenarentschließungen verabschiedete Beiträge für den Konvent als maßgebliche
Referenzwerte für die diesbezüglichen Arbeiten in den Konventsarbeitsgruppen
sowie in den nachfolgenden Plenarsitzungen herangezogen wurden. Selbst die in
der medial inszenierten Öffentlichkeit unmittelbar mit dem Konvent verknüpften
Impulse der Staats- und Regierungschefs wurden in den schriftlichen und münd-
lichen Konventsbeiträgen seltener ,zitiert' als die Entschließungen des Europä-
ischen Parlaments: Faktisch erweiterte sich damit der Kreis der am Konvent mittel-
bar beteiligten Europaabgeordneten um dessen Ausschuss für konstitutionelle
Angelegenheiten - jedenfalls genossen die Beiträge aus dem EP offenbar eine ver-
gleichbar große Autorität wie diejenigen aus dem Konventspräsidium und dessen
Sekretariat.14

Der relative Autoritätsgewinn der Europaabgeordneten gründete dabei auch in
strukturellen Vorteilen ihrer Mitgliedschaft im Konvent: Denn anders als die Ver-
treter der nationalen Parlamente und diejenigen der Staats- und Regierungschefs
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arbeiteten die Europaabgeordneten ständig innerhalb einer mit personellen und
finanziellen Ressourcen ausgestatteten Institution. Außerdem war ihre große Mehr-
heit an die auch im Konvent üblichen Mechanismen eines Arbeitsparlaments
gewöhnt, in dem wichtige Beratungselemente auf parteipolitischer, interfraktionel-
ler und gremienspezifischer Basis sowie ihrer Verschränkung durch zwischenge-
schaltete Steuerungsgremien (Präsidien usw.) beruhen. Die Europaabgeordneten
stellten somit die einzige ,Konventskohorte', die auch außerhalb des Konvents über
institutionalisierte und funktionierende Arbeitsstrukturen zur Vorbereitung und -
insbesondere in der Schlussphase - zur informellen Steuerung der Konvents-
sitzungen verfügte. Um das parlamentarische Moment im Konvent zu erhalten und
das systemgestaltende Gewicht des EP über den Verlauf des Konvent hinaus zu
sichern, war das Parlament allerdings von Entscheidungen abhängig, die außerhalb
seines unmittelbaren Einflussbereichs getroffen wurden.

Abbildung 2: Einzelkämpfer und Multilateralisten in der EP-Delegation des
Konvents (Vollmitglieder), N = 2333 Konventsbeiträge
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Der gewachsene Einfluss des Parlaments war auch davon abhängig, „dass der
Konvent eine für jeden souveränen Verfassungsgebungsprozess charakteristische
Eigenständigkeit annimmt: [...] Der Konvent, und nicht die nachfolgende Regie-
rungskonferenz, sollte die treibende Kraft der Konstitutionalisierung der Europä-
ischen Union sein".15 Wesentliches Moment dieser „treibenden Kraft" war die
Bereitschaft und das Engagement der Konventsteilnehmer - und hier vor allem der
Vertreter aus dem EP - , ihre Beiträge, Vorschläge und später ihre Änderungsanträ-
ge zur Verfassung nicht als intellektuelle Einzelkämpfer, sondern im Konzert mit
anderen Konventsmitgliedern zu formulieren und vorzustellen. In der vorangegan-
genen Abbildung wird deutlich, dass nur die ohnehin der Verfassung kritisch gegen-
überstehenden Europaabgeordneten Bonde (DK), Kirkhope (UK) und Muscardini
(I) auf die Koalition mit anderen Abgeordneten und RegierungsVertretern verzich-
teten. Auf der anderen Seite erwiesen sich die Abgeordneten Brok (D), und
Voggenhuber (A) als besonders aktive bzw. die Abgeordneten Hänsch (D), McAvan
(UK) und Marinho (P) als eher passive, gleichwohl aber um Koalitionen bemühte
Netzwerker.

Ausblick auf die Regierungskonferenz

Der relative Einflussgewinn des Parlaments als Teil eines umfassenden, systemge-
staltenden Prozesses kann natürlich durch die laufende Regierungskonferenz
zurückgedrängt werden, wenn die Staats- und Regierungschefs nicht bloß das
Schlussdokument des Konvents feierlich annehmen, sondern eine eigenständige
Agenda verfolgen, in der das Ergebnis des Konvents einen wichtigen, aber eben nur
einen ,Ausgangspunkt' für die Regierungskonferenz bildet. Das Parlament kann
sich der Relativierung der Konventserträge politisch widersetzen; realen Einfluss
werden die Europaabgeordneten aber nur dann auf die Regierungskonferenz haben,
wenn sie im Verlauf der nächsten Monate die überwiegende Mehrheit der Kon-
ventsvertreter der nationalen Parlamente, der Kommission sowie wenigstens eines
Teils der Vertreter der Staats- und Regierungschefs für sich gewinnen können. Dies
wiederum setzt voraus, dass das Parlament seine strukturellen Vorteile im Konvent
nicht zu Lasten seiner potentiellen Allianzpartner missbraucht. Immerhin sind die
Versuchungen groß, über den Umweg des Beobachterstatus in der Regierungs-
konferenz Vorrechte der nationalen Parlamente zu hinterfragen, die aus Sicht eini-
ger EP-Vertreter im Konvent deutlich über das Ziel der Reduzierung des Demo-
kratiedefizits hinausgehen. Wenn diese Balance gelingt, bestehen Chancen dafür,
dass die Regierungskonferenz nach einer partnerschaftlichen Beziehung zum Euro-
päischen Parlament Ausschau hält, um das Annahme- und Ratifikationsverfahren
zum Verfassungsvertrag sicherzustellen.

Anmerkungen

1 Für erste Bewertungen zum Verfassungs- Delegation pour TUE sur la Convention sur
entwurf des Konvents vgl. Assemblee nationa- l'avenir de l'Europe, Paris, 1. Juli 2003; House
le: Rapport d'information depose par la of Commons, Session 2002-03, European

Jahrbuch der Europäischen Integration 2002/2003 69



DIE INSTITUTIONEN DER EUROPÄISCHEN UNION

Scrutiny Committee: Twenty-Fourth Report
on the Convention on the Future of Europe,
London, 5. Juni 2003; House of Lords, Euro-
pean Union Committee: Thirty-Fifth report on
the Future of Europe: Progress Report on the
Draft Constitutional Treaty and the IGC,
London, 15. Juli 2003; und: Andreas Maurer:
Schließt sich der Kreis? Der Konvent, nationa-
le Vorbehalte und die Regierungskonferenz,
Berlin, 18. Juli 2003, http://www.swp-berlin.
org/pdf/brennpunkte/eukonvregkonfana
lyse01.pdf.

2 Im ersten Halbjahr 2002 legte das Parlament
Entschließungen zur Rolle der nationalen
Parlamente in der EU und zur Kompetenzord-
nung vor. Vgl. Andreas Maurer: „Europäisches
Parlament", in: Werner Weidenfeld/Wolfgang
Wessels (Hrsg.): Jahrbuch der Europäischen
Integration 2001/2002, Bonn 2002.

3 Vgl. European Parliament report on the third
Commission report on citizenship of the
Union, vom 20. Juni 2002, Nr. A5-0241/2002.

4 Vgl. European Parliament resolution on the
impact of the Charter of Fundamental Rights
of the European Union and its future Status,
vom 23. Oktober 2002.

5 Vgl. Interinstitutionelle Vereinbarung über den
Zugang des Parlaments zu sensiblen Informa-
tionen im Bereich der GASP, vom 23. Oktober
2002.

6 Vgl. European Parliament report on the typo-
logy of acts and the hierarchy of legislation in
the European Union, vom 3. Dezember 2002,
Nr. A5-0425/2002.

7 Vgl. hierzu die Studie von Jonas Tallberg:
„The Agenda-Shaping Powers of the EU
Council Presidency", in: Journal of European
Public Policy, Nr. 1/2003, Vorveröffentlichung
auf: http://www.dse.nie.dk/tallberg.pdf.

8 Vgl. Rat der Europäischen Union: Arbeits-
programm des Rates für 2003, vorgelegt vom

griechischen und vom italienischen Vorsitz,
Dok. Nr. 14933/02 LIMITE POLGEN 69,
Brüssel, 3. Dezember 2002.

9 Vgl. Europäisches Parlament: Entschließung
zum Gesetzgebungs- und Arbeitsprogramm
der Europäischen Kommission für das Jahr
2003, P5-TA(2002)0592, Straßburg, 5. De-
zember 2002, Punkt 10.

10 Vgl. hierzu: Andreas Maurer: "The Legislative
Powers and Impact of the European Parlia-
ment", in: Journal of Common Market Studies,
Nr. 2/2003, S. 227-248.

11 Vgl. European Commission: General Report
on the activities of the European Union 2002,
Luxembourg 2003.

12 Vgl. European Commission: Proposal for a
European Parliament and Council regulation
on the Statute and financing of European poli-
tical parties (COM(2003) 077 - 2003/0039
(COD)), Brüssels, 19 February 2003.

13 Vgl. Europäisches Parlament: Arbeitsdoku-
ment zum Vorschlag für eine Verordnung des
Europäischen Parlaments und des Rates über
die Satzung und die Finanzierung europäischer
politischer Parteien, Berichterstatter: Jo
Leinen, Dok. Nr. PE 323.577, Brüssel, 6. März
2003.

14 Vgl. zur Rolle des Europäischen Parlaments
im Konvent: Maurer. Andreas: „Der Europä-
ische Konvent: Ein Modell deliberativer
Demokratie?", in: integration, Nr. 2/2003, S.
130-141; sowie: Duff, Andrew: „Der Beitrag
des Europäischen Parlaments zum Konvent:
Treibende Kraft für einen Konsens", in: inte-
gration, Nr. 1/2003, S. 3-9.

15 Vgl. Duff 2003, Ebenda., S. 4.

Weiterführende Literatur

Corbett, Richard/Jacobs, Francis/Shackleton,
Michael: The European Parliament, Fünfte
Aufl. London: John Harper Publishers 2003.

Hix, Simon/Scully, Roger: The European Parlia-
ment at Fifty, Special Issue, Journal of Com-
mon Market Studies, Nr. 2/2003.

Judge, David/Earnshaw, David: The European
Parliament, Houndsmills, Basingstoke: Pal-
grave2003.

Maurer, Andreas: Parlamentarische Demokratie in
der Europäischen Union. Der Beitrag des Euro-
päischen Parlaments und der Parlamente der
Mitgliedstaaten, Baden-Baden: Nomos 2002.

Maurer, Andreas/Wessels, Wolfgang: Das Euro-
päische Parlament nach Amsterdam und Nizza:
Akteur, Arena oder Alibi?, Baden-Baden:
Nomos 2003.

70 Jahrbuch der Europäischen Integration 2002/2003


